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Grundlagen zum Wahlrecht 
 

Wählbar sind Deutsche im Sinne Artikel 116 des Grundgesetzes und Staatsangehörige eines anderen 
Mitgliedsstaates der Europäischen Union, der 

• am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet hat, 
• seit mindestens 3 Monaten vor dem Wahltermin mit Hauptwohnung 

o bei Stadtratswahl in Dresden wohnt, 
o bei Stadtbezirksbeiratswahl im jeweiligen Stadtbezirk wohnt, 
o bei Ortschaftratswahl in der jeweiligen Ortschaft wohnt. 

• nicht aufgrund gesetzlicher Regelungen die Wählbarkeit verloren hat. 

Wer aufgrund seiner Tätigkeit nach § 32 SächsGemO gehindert ist, kann zwar gewählt werden, muss 
sich aber im Falle seiner Wahl zwischen seiner Tätigkeit und dem Ehrenamt entscheiden. Dies gilt nicht 
für das Ehrenamt im Stadtbezirksbeirat. 

Stadtratswahl 

Der Stadtrat der Landeshauptstadt Dresden besteht aus 70 Stadträten. Vorsitzender des Stadtrates ist 
nach der Sächsischen Gemeindeordnung der Oberbürgermeister (m/w/d). Der Stadtrat wird für fünf 
Jahre gewählt. Das Wahlgebiet umfasst das gesamte Stadtgebiet Dresdens und ist in elf Wahlkreise 
unterteilt. 

Die Wahl der Stadträte erfolgt nach den Grundsätzen der Verhältniswahl, deren Sitzverteilung nach dem 
Sainte Laguë/SchepersVerfahren erfolgt. 

Jede Partei/Wählervereinigung kann je Wahlkreis nur einen Wahlvorschlag einreichen. Die Liste des 
Wahlvorschlages darf höchstens zehn Bewerber enthalten.  

Jeder Wahlvorschlag muss grundsätzlich von 22 Wahlberechtigten des Wahlkreises (für den der 
Wahlvorschlag gilt) eigenhändig unterzeichnet werden. Unterschriften per Vollmacht 
(bei Verhinderung) und in elektronischer Form sind ausgeschlossen.   

Die Unterzeichner dürfen keine Bewerber eines Wahlvorschlages sein. Die Wahlberechtigung muss zum 
Zeitpunkt der Unterzeichnung des Wahlvorschlages vorliegen.  

Keine Unterstützungsunterschriften benötigt der Wahlvorschlag einer Partei oder mitgliedschaftlich 
organisierten Wählervereinigung, die aufgrund eines eigenen Wahlvorschlages im Sächsischen Landtag 
oder seit der letzten Wahl im Stadtrat vertreten ist.  

Handelt es sich um einen Wahlvorschlag einer nicht mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigung, 
besteht ebenfalls die Möglichkeit auf Unterstützungsunterschriften verzichten zu können. Dazu muss 
der Wahlvorschlag von der Mehrheit der für die Wählervereinigung Gewählten unterschrieben sein. 
Diese müssen zum Zeitpunkt der Einreichung des Wahlvorschlages dem Stadtrat angehören (Siehe auch 
Seite 9). 

Stadtbezirksbeirats- / Ortschaftsratswahl 

Das Wahlgebiet umfasst für die Stadtbezirksbeiratswahl den jeweiligen Stadtbezirk, diese bilden je 
einen Wahlkreis. Bei der Ortschaftsratswahl umfasst das Wahlgebiet die jeweilige Ortschaft, diese 
bilden je einen Wahlkreis. 

Vorsitzender des Stadtbezirksbeirates ist der Oberbürgermeister (m/w/d). Die von ihm berufenen 
dauerhaften Vertreter sind die Stadtbezirksamtsleiter (m/w/d). 

Der Ortsvorsteher (m/w/d) wird von den Ortschaftsräten gewählt. 

Die Anzahl der zu wählenden Stadtbezirksbeiräte bzw. Ortschaftsräte (Mitglieder) wird durch die 
Hauptsatzung der Landeshauptstadt Dresden bestimmt. 

Jede Partei/Wählervereinigung kann je Stadtbezirk bzw. Ortschaft nur einen Wahlvorschlag einreichen. 
Die maximale Bewerberzahl je ist abhängig von der Einwohnerzahl des Stadtbezirkes bzw. der Ortschaft: 
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Ein Wahlvorschlag einer Partei oder mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigung, die nicht 
aufgrund eines eigenen Wahlvorschlages im Sächsischen Landtag oder seit der letzten Wahl im Stadtrat, 
Stadtbezirksbeirat bzw. Ortschaftsrat vertreten ist, benötigt Unterstützungsunterschriften. 

Handelt es sich um einen Wahlvorschlag einer nicht mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigung, 
besteht ebenfalls die Möglichkeit auf Unterstützungsunterschriften verzichten zu können. Dazu muss 
der Wahlvorschlag von der Mehrheit der für die Wählervereinigung Gewählten unterschrieben sein. 
Diese müssen zum Zeitpunkt der Einreichung des Wahlvorschlages dem Stadtrat angehören. 

Diese Wahlvorschläge müssen von Wahlberechtigten des jeweiligen Wahlkreises (für den der 
Wahlvorschlag gilt) eigenhändig unterzeichnet werden. Unterschriften per Vollmacht (bei 
Verhinderung) und in elektronischer Form sind ausgeschlossen. Maßgebend für die notwendige Anzahl 
an Unterstützungsunterschriften ist die Einwohnerzahl des jeweiligen Stadtbezirkes/der jeweiligen 
Ortschaft 

Stadtbezirk Mitglieder 
max. Anzahl 

Bewerber/innen 
je Wahlvorschlag 

Mindestanzahl 
Unterstützungs-
unterschriften*1 

Altstadt 21 32 30 
Neustadt 19 29 30 
Pieschen 19 29 30 
Klotzsche 13 20 30 
Loschwitz 13 20 30 
Blasewitz 24 36 30 
Leuben 15 23 30 
Prohlis 19 29 30 
Plauen 19 29 30 
Cotta 21 32 30 

  

Ortschaft Mitglieder 
max. Anzahl 

Bewerber/innen 
je Wahlvorschlag 

Mindestanzahl 
Unterstützungs-
unterschriften*1 

Altfranken 6 9 20 
Cossebaude 10 15 30 

Gompitz 14 21 30 
Mobschatz 9 14 20 

Oberwartha 5 8 10 
Langebrück 10 15 30 
Schönborn 8 12 20 

Schönfeld-Weißig 19 29 30 
Weixdorf 12 18 30 

 

.  
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Oberbürgermeisterwahl 

Das Wahlgebiet umfasst das gesamte Stadtgebiet, dieses bildet einen Wahlkreis. 

Jede Partei, Wählervereinigung oder Einzelbewerber (m/w/d) kann nur einen Wahlvorschlag 
einreichen, dieser darf nur einen Bewerber (m/w/d) enthalten. 

Ein Wahlvorschlag einer Partei oder mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigung, die nicht 
aufgrund eines eigenen Wahlvorschlages im Sächsischen Landtag oder seit der letzten Wahl im Stadtrat 
vertreten ist, benötigt Unterstützungsunterschriften. Der Wahlvorschlag einer nicht mitgliedschaftlich 
organisierten Wählervereinigung, der nicht von der Mehrheit der für die Wählervereinigung Gewählten, 
die dem Stadtrat zum Zeitpunkt der Einreichung angehören, unterschrieben ist, benötigt ebenfalls 
Unterstützungsunterschriften. 

Diese Wahlvorschläge müssen von 240 Wahlberechtigten eigenhändig unterzeichnet werden, die zum 
Zeitpunkt der Unterzeichnung des Wahlvorschlages wahlberechtigt und selbst keine Bewerber des 
Wahlvorschlages sind. Unterschriften per Vollmacht (bei Verhinderung) und in elektronischer Form sind 
ausgeschlossen.  

Keine Unterstützungsunterschriften benötigt der Wahlvorschlag mit dem amtierenden Amtsinhaber 
(m/w/d) als Bewerber (m/w/d). 

Wahl der Bewerber 

Die Wahl der Bewerber (m/w/d) darf frühestens zwölf Monate, die Wahl der Vertreter (m/w/d) für eine 
Vertreterversammlung frühestens 15 Monate vor Ablauf des Zeitraumes stattfinden, in dem die Wahl 
zum Stadtrat/Stadtbezirksbeirat bzw. Ortschaftsrat durchzuführen ist. 

Die Bewerberaufstellung erfolgt in einer geheimen Wahl in einer Mitglieder- oder 
Vertreterversammlung mit mindestens drei wahlberechtigten Teilnehmern. Über die Wahl der 
Bewerber (m/w/d) ist eine Niederschrift (Anlage 19 KomWO) anzufertigen. 

Vertrauenspersonen, Versammlungsleiter (m/w/d) und Stellvertreter (m/w/d) müssen nicht 
stimmberechtigt sein. Die beiden Personen, welche für die Versicherung an Eides statt (Anlage 20 
KomWO) unterschreiben, müssen stimmberechtigte Mitglieder der Versammlung sein. 
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Wahlvorschläge 

Inhalt und Form der Wahlvorschläge 

Wahlvorschläge können frühestens ab dem Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung der Wahl und 
bis spätestens 18:00 Uhr des 66. Tag vor der Wahl eingereicht werden. Jeder Wahlvorschlag muss 
schriftlich beim Vorsitzenden des Gemeindewahlausschusses eingereicht werden. Die Einreichung der 
Wahlvorschläge einschließlich der Anlagen in elektronischer Form ist ausgeschlossen.  

Das Einreichen der ausgefüllten und unterschriebenen Formulare erfolgt durch persönliche Übergabe 
der Unterlagen nach Terminvereinbarung bei der Arbeitsgruppe Wahlvorschläge. Eine Übersicht über 
Ansprechpartner bzw. Öffnungszeit finden Sie auf Seite 10. 

Eine Einsendung der Unterlagen (Originale) per Post oder eine Abgabe im Sekretariat des Bürgeramtes 
außerhalb der Öffnungszeiten der AG Wahlvorschläge ist möglich, wird jedoch nicht empfohlen. 

Hinweis: Es wird empfohlen, dass bei persönlicher Einreichung die Übergabe durch eine 
Vertrauensperson erfolgt, da bereits beim Einreichen eine erste Prüfung der Unterlagen stattfindet und 
nur Vertrauenspersonen verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abgeben können. Weiterhin 
sollten die Unterlagen mit den Wahlvorschlägen rechtzeitig vor Ende der Einrichtungsfrist abgegeben 
werden. Eventuell fehlende Unterlagen und Angaben können so nachgereicht und Formfehler korrigiert 
werden. Werden Mängel festgestellt, werden die Vertrauenspersonen der einreichenden 
Parteien/Wählervereinigungen sofort informiert und aufgefordert, behebbare Mängel rechtzeitig zu 
beseitigen. 

Bis zum Ende der Einreichungsfrist kann ein eingereichter Wahlvorschlag nur durch gemeinsame 
schriftliche Erklärung der Vertrauenspersonen zurückgenommen oder inhaltlich geändert werden. Für 
die Behebung von Mängeln, die den Inhalt des Wahlvorschlags nicht verändern, genügt die schriftliche 
Erklärung einer Vertrauensperson.  

Nach Ablauf der Einreichungsfrist können nur noch Mängel an Wahlvorschlägen behoben werden, die 
den Inhalt des Wahlvorschlags nicht verändern. Ausnahmsweise kann ein Wahlvorschlag auch nach 
Ablauf der Einreichungsfrist inhaltlich geändert werden, wenn ein Bewerber (m/w/d) des 
Wahlvorschlags stirbt oder seine Wählbarkeit verliert.  

Nach der Entscheidung über die Zulassung des Wahlvorschlags ist jede Änderung ausgeschlossen. 

Die Bescheinigungen zur Wählbarkeit und zum Wahlrecht werden kostenlos von der Landeshauptstadt 
Dresden erteilt. Die Bescheinigungen sind unter Vorlage der unterschriebenen Zustimmungserklärung 
des Bewerbers (m/w/d) möglichst vor dem Einreichen der Wahlvorschläge einzuholen. 

Die Wählbarkeitsbescheinigungen können ab Januar 2024 in den Bürgerbüros der Landeshauptstadt 
Dresden zu den jeweiligen Sprechzeiten eingeholt werden. 

Die Wahlrechtsbescheinigungen können ab Januar 2024 bei der Arbeitsgruppe Wahlvorschläge 

 Adresse:  Stadthaus 
  Theaterstraße 11, 01067 Dresden, 

1. Etage – Bürgersaal 100,  
eingeholt werden. 

Die Bescheinigungen sind in der Regel vor dem Einreichen der Wahlvorschläge einzuholen. 

Die einzureichenden Formulare für die Wahlvorschläge des Wahljahres 2024 inkl. Anlagen sind bei der 
Arbeitsgruppe Wahlvorschläge (Adresse s.o.) erhältlich oder können im Internetauftritt der 
Landeshauptstadt Dresden unter www.dresden.de\wahlen als ausfüllbare PDF-Formulare 
heruntergeladen werden.  

http://www.dresden.de/wahlen
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Stadtrats-/Stadtbezirksbeirats-/Ortschaftsratswahl 

Der Wahlvorschlag ist nach dem Muster der Anlage 16 KomWO einzureichen. 
• Bezeichnung des Wahlvorschlages: 

 den Namen der einreichenden Partei oder Wählervereinigung, 
 und wenn vorhanden, die Kurzbezeichnung, 
 oder ein Kennwort (wenn die Wählervereinigung keinen Namen führt). 

• Angaben zu jedem Bewerber: 
 Familienname, Vorname/n (auf korrekte Schreibweise ist zu achten  wie Eintrag im 

Melderegister) 
 Beruf oder Stand, 
 Geburtsdatum und Anschrift (Hauptwohnung – sie muss bei der Stadtbezirksbeirats- 

und bei der Ortschaftsratswahl im jeweiligen Stadtbezirk bzw. in der jeweiligen 
Ortschaft liegen!), 

 bei ausländischen Unionsbürgern die Staatsangehörigkeit. 

Dem Wahlvorschlag sind folgende Anlagen beizufügen: 

 
Partei 

Wählervereinigung 

 mitglied. 
organisiert 

nicht  
mitglied.organ. 

Zustimmungserklärung jedes Bewerbers (m/w/d) 
x x x 

 Zustimmungserklärung (Anlage 17a KomWO) 

Bescheinigung der Wählbarkeit jedes Bewerbers (m/w/d) 
x x x  Wählbarkeitsbescheinigung (Anlage 17b KomWO) 

Niederschrift zur Bewerberaufstellung 
x x x  (Anlage 19 KomWO) 

Versicherung an Eides statt zur Aufstellung der Bewerber 
x x x  (Anlage 20 KomWO) 

Bescheinigung über das Wahlrecht jedes Unterzeichners (m/w/d) 
  x 

 Wahlrechtsbescheinigung (Anlage 21 KomWO) 

Versicherung an Eides statt (nur bei ausländ. Unionsbürgern) 
x x x 

 Versicherung-Wählbarkeit (§ 6a Abs. 3 KomWG) 

Satzung in gültiger Fassung 
x* x  

 Satzung  

*nur soweit die Satzung nicht gemäß § 6 Absatz 3 des Parteiengesetzes in der jeweils geltenden Fassung, beim 
Bundeswahlleiter hinterlegt ist 

Oberbürgermeisterwahl 

Der Wahlvorschlag ist nach dem Muster der Anlage 16 KomWO einzureichen. 
• Bezeichnung des Wahlvorschlages: 

 den Namen der einreichenden Partei oder Wählervereinigung, 
 und wenn vorhanden, die Kurzbezeichnung, 
 oder ein Kennwort (wenn die Wählervereinigung keinen Namen führt). 
 Einzelbewerber müssen den Familiennamen als Bezeichnung führen. 

• Angaben zum Bewerber: 
 Familienname, Vorname/n (auch korrekte Schreibweise ist zu achten  wie Eintrag im 

Melderegister) 
 Beruf oder Stand, 
 Geburtsdatum und Anschrift (Hauptwohnung), 
 bei ausländischen Unionsbürgern die Staatsangehörigkeit. 
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Dem Wahlvorschlag sind folgende Anlagen beizufügen: 

 
Partei 

Wählervereinigung 
Einzel-

bewerber  mitglied. 
organisiert 

nicht  
mitglied. organ. 

Zustimmungserklärung des Bewerbers  
x x x x 

 Zustimmungserklärung (Anlage 17a KomWO) 

Bescheinigung der Wählbarkeit des Bewerbers  
x x x x 

 Wählbarkeitsbescheinigung (Anlage 17b KomWO) 

Bewerbererklärung (Vorliegen der persönl. Voraussetzungen) 
x x x x 

 Erklärung (Anlage 18 KomWO) 

Niederschrift zur Bewerberaufstellung 
x x x   (Anlage 19 KomWO) 

Versicherung an Eides statt zur Aufstellung des Bewerbers 
x x x   (Anlage 20 KomWO) 

Bescheinigung über das Wahlrecht jedes Unterzeichners 
  X  

 Wahlrechtsbescheinigung (Anlage 21 KomWO) 

Versicherung an Eides statt (nur bei ausländ. Unionsbürgern) 
x x x x 

 Versicherung-Wählbarkeit (§ 6a Abs. 3 KomWG) 

Satzung in gültiger Fassung 
x* x   

 Satzung  

*nur soweit die Satzung nicht gemäß § 6 Absatz 3 des Parteiengesetzes in der jeweils geltenden Fassung, beim 
Bundeswahlleiter hinterlegt ist 

Einreichung der Wahlvorschläge 

Nach der öffentlichen Bekanntmachung können die Wahlvorschläge mit allen erforderlichen Unterlagen 
von den Parteien, Wählervereinigungen oder Einzelbewerbern entweder per Post oder persönlich (nach 
Terminvereinbarung) der AG Wahlvorschläge übergeben werden. Einreichungsform dabei ist zwingend 
die Schriftform und im Original. 

Ein Wahlvorschlag darf nicht digital eingereicht werden. Der Wahlvorschlag kann als Papierdokument 
abgegeben werden, mit der Post gesandt oder durch einen Boten überbracht werden. Eine Einreichung 
per E-Mail, Messenger-Dienst wie WhatsApp oder Fax ist unzulässig. Ausgeschlossen ist auch, zur 
Fristwahrung den Wahlvorschlag eingescannt an den Vorsitzenden des Gemeindewahlausschusses zu 
mailen und das Original später nachzureichen. Zulässig dagegen ist es, wenn der Wahlvorschlag 
rechtzeitig in den Briefkasten des Vorsitzenden des Gemeindewahlausschusses bzw. den 
Fristenbriefkasten Dr.-Külz-Ring 19, 01067 Dresden eingeworfen wird. 

Bei persönlicher Vorsprache werden die einzureichenden Unterlagen auf Vollständigkeit und sichtbare 
Mängel geprüft. Eine inhaltliche Prüfung erfolgt zu dem Zeitpunkt der Übergabe nicht.  

Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge 

Die eingereichten Wahlvorschläge werden auf Vollständigkeit und Gesetzmäßigkeit geprüft. Werden bei 
der Vorprüfung Mängel festgestellt, erhalten die betreffenden Vertrauenspersonen die Aufforderung, 
diese rechtzeitig zu beheben.  

Bei redaktionellen Änderungen (z.B. Schreibfehler) erfolgt nur eine schriftliche Information an die 
Vertrauenspersonen, eine Rückmeldung ist nicht erforderlich. 
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Bei zustimmungspflichtigen Informationen (z.B. wenn die Berufsbezeichnungen zu vereinheitlichen 
sind) reicht die Rückmeldung einer Vertrauensperson per Mail aus.  

Bei inhaltlichen Änderungen des Wahlvorschlages müssen beide Vertrauenspersonen der Änderung 
schriftlich zustimmen (Rücksendung persönlich, per Post oder per Fax). Fehlen z.B. bei Bewerbern mit 
Auskunftssperre (ASP) die Erreichbarkeitsadressen, ist das ein inhaltlicher Mangel. Auch wenn ein 
Wahlvorschlag zurückgezogen wird, ist die schriftliche Zustimmung beider Vertrauenspersonen 
notwendig.  

Innerhalb der Einreichungsfrist wird das städtische Rechtsamt zur Prüfung der Wahlvorschläge 
hinzugezogen. Geprüft werden die Wahlvorschläge incl. aller Anlagen und der stattgefundenen 
Schriftwechsel. Dies findet im Einreichungsraum statt.  

Inhaltliche Änderungen bzw. das Zurückziehen eines Wahlvorschlages ist nur bis zur Entscheidung des 
Wahlausschusses möglich. 

Leistung von Unterstützungsunterschriften 

Ab dem nächsten Werktag nach Einreichung des Wahlvorschlages bis zum Ende der Einreichungsfrist 
(66. Tag vor der Wahl 18:00 Uhr) besteht für die Wahlberechtigten die Möglichkeit, für die eingereichten 
Wahlvorschläge Unterstützungsunterschriften zu leisten: 

Jeder Unterzeichner muss seine Identität mit einem gültigen Personalausweis oder Reisepass 
nachweisen, die Leistung der Unterschrift in elektronischer Form ist ausgeschlossen. Sind 
Wahlberechtigte infolge von Krankheit oder körperlicher Beeinträchtigung nicht in der Lage, ihre 
Unterschrift zu leisten, kann ein Antrag mit ausreichender Begründung an den Vorsitzenden des 
Gemeindewahlausschusses gestellt werden.  

Die abgegebenen Unterstützungsunterschriften werden zeitnah geprüft und erfasst. Damit kann zu 
jedem Zeitpunkt den Vertrauenspersonen Auskunft darüber gegeben werden, ob zu einem 
Wahlvorschlag ausreichend Unterstützungsunterschriften gesammelt worden. 

Hinweis: Jeder Wahlberechtigte darf nur für einen Wahlvorschlag eine Unterstützungsunterschrift 
leisten. Die Unterstützung mehrerer Vorschläge führt zur Ungültigkeit aller seiner Unterschriften. 

Zulassung der Wahlvorschläge 

Der Gemeindewahlausschuss tritt spätestens am 58. Tag vor der Wahl zusammen, prüft die 
eingereichten Wahlvorschläge und beschließt über deren Zulassung bzw. Zurückweisung.  

Der Vorsitzende des Gemeindewahlausschusses lädt die Vertrauenspersonen zu der Sitzung, in der über 
die Zulassung der Wahlvorschläge entschieden wird, ein und legt dem Wahlausschuss alle eingereichten 
Wahlvorschläge vor und berichtet dem Ausschuss über das Ergebnis der Vorprüfung. 

Wahlvorschläge sind zurückzuweisen, wenn sie verspätet oder unvollständig eingereicht wurden oder 
nicht den Gesetzmäßigkeiten der SächsGemO, des KomWG bzw. der KomWO entsprechen. Wird ein 
Wahlvorschlag zurückgewiesen oder ein Bewerber gestrichen, erhalten die betreffenden 
Vertrauenspersonen und Bewerber unverzüglich die Entscheidung mit Rechtsbehelfsbelehrung 
zugestellt.  
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Rechtsgrundlagen  
(in der jeweils gültigen Fassung) 

SächsGemO  - Sächsische Gemeindeordnung 

KomWG - Sächsisches Kommunalwahlgesetz 

KomWO - Sächsische Kommunalwahlordnung 

Ansprechpartner / Öffnungszeiten 
 

Landeshauptstadt Dresden  
Stadtverwaltung Dresden 
Bürgeramt 
Abt. Grundsatz und Wahlen 
SG Grundsatz und Wahlen 
AG Wahlvorschläge 
 
Telefonnummer:  0351 488 1101 
Mailadresse:  wahlvorschlaege@dresden.de 

Öffnungszeiten 

• Arbeitsgruppe Wahlvorschläge 
o Bescheinigung Wählbarkeit 
o Bescheinigung Wahlrecht 
o Leistung Unterstützungsunterschriften 
o Entgegennahme Wahlvorschläge (nach tel. Terminvereinbarung) 

 

 Öffnungszeiten: Montag 09:00 Uhr – 12:00 Uhr und  13:00 Uhr bis 15:30 Uhr
  Dienstag 09:00 Uhr – 12:00 Uhr und  13:00 Uhr bis 18:00 Uhr
  Mittwoch 09:00 Uhr – 12:00 Uhr und  13:00 Uhr bis 15:30 Uhr 
  Donnerstag 09:00 Uhr – 12:00 Uhr und  13:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
  Freitag 09:00 Uhr – 12:00 Uhr und  13:00 Uhr bis 15:00 Uhr 
 
 Adresse:  Stadthaus 
  Theaterstraße 11, 01067 Dresden 
  1. Etage – Bürgersaal 100  
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Wiki 
B Berufsbezeichnung/Stand: 

Anzugeben ist der zurzeit oder zuletzt ausgeübte Hauptberuf, insbesondere dann, wenn ein 
anderer Beruf erlernt wurde.  

Aufgrund der Einheitlichkeit soll bei Berufsbezeichnungen auf Abkürzungen verzichtet werden. 
Bei Berufen mit Diplom soll durchgängig die Bezeichnung z.B. „Dipl.-Ingenieur“, verwendet 
werden. Bei Studenten soll die angegebene Fachrichtung generell dahinter geschrieben 
werden, z.B. „Student (Medizin)“. Wurde ein Fachhochschulstudium absolviert, ist der Zusatz 
FH anzugeben, z.B. „Dipl.-Betriebswirt (FH)“. Wird auf den Zusatz der beruflichen 
Selbstständigkeit bestanden, so ist folgende Schreibweise zu wählen: z.B. „Bäckermeister, 
selbstständig“. 

Als Stand bei arbeits- bzw. erwerbslosen und arbeitssuchenden Bewerbern soll die Bezeichnung 
arbeitssuchend verwendet werden.  

E Erklärung bzgl. Berufung in Beamtenverhältnis: 
Erklärung über das Vorliegen der allgemeinen persönlichen Voraussetzungen für die Berufung 
in das Beamtenverhältnis nach § 49 Absatz 1 Satz 1 SächsGemO  

Dazu gehört: 
• Eintreten für die freiheitliche demokratische Grundordnung 
• kein Verstoß gegen die Grundsätze der Menschlichkeit und Rechtstaatlichkeit   
• in der Vergangenheit keine Tätigkeit für die Staatssicherheit der DDR 
• in der Vergangenheit keine Tätigkeit in herausgehobenen Funktionen der DDR 

M Mitgliederversammlung: 
ist eine Versammlung der im Zeitpunkt ihres Zusammentritts wahlberechtigten Mitglieder im 
Wahlgebiet.  Reicht die Zahl der wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder 
mitgliedschaftlichen Wählervereinigung in der Gemeinde nicht zur Durchführung einer 
Mitgliederversammlung aus, tritt an deren Stelle eine Versammlung der wahlberechtigten 
Mitglieder oder Vertreter im Landkreis. 

 P Partei(en): 
Bürgerinnen und Bürger schließen sich zu Parteien zusammen oder treten Parteien bei, weil sie 
ähnliche politische Meinungen und Ziele verfolgen und weil sie am Prozess der politischen 
Willensbildung mitwirken wollen. Parteien müssen nach dem Gesamtbild der tatsächlichen 
Verhältnisse, insbesondere nach Umfang und Festigkeit ihrer Organisation, nach der Zahl ihrer 
Mitglieder und nach ihrem Hervortreten in der Öffentlichkeit eine ausreichende Gewähr für die 
Ernsthaftigkeit dieser Zielsetzung bieten. 

S Satzung: 
Eine Partei muss eine schriftliche Satzung und ein schriftliches Programm haben. Die 
Gebietsverbände regeln ihre Angelegenheiten durch eigene Satzungen, soweit die Satzung des 
jeweils nächsthöheren Gebietsverbandes hierüber keine Vorschriften enthält. 

 Die Satzungen müssen u.a. Bestimmungen enthalten über Name, Kurzbezeichnung und Sitz der 
Partei, Aufnahme, Austritt, Rechte und Pflichten der Mitglieder, Zusammensetzung und 
Befugnisse des Vorstands, Einberufung der Mitglieder- und Vertreterversammlungen, Organe, 
die zur Einreichung von Wahlvorschlägen befugt sind und Finanzordnung - § 6 Parteiengesetz. 

Stimmen: 
Für die Wahl zum Stadtrat, zum Stadtbezirksbeirat oder zum Ortschaftsrat hat jeder 
Wahlberechtigte drei Stimmen, die er auf einen oder mehrere Bewerber (m/w/d) auch 
unterschiedlicher Wahlvorschläge verteilt werden kann. Für die Wahl zum Oberbürgermeister 
erhält jeder Wahlberechtigte eine Stimme, die er einem Bewerber (m/w/d) auf seinem 
Stimmzettel geben kann. 
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U Unterstützungsunterschriften: 
 Unterstützungsunterschriften benötigen Oberbürgermeisterkandidaten, die bisher diese 

Position nicht vertreten haben und auch nicht über eine Partei, die bereits im Stadtrat vertreten 
ist, offiziell nominiert werden. 

WER darf eine Unterstützungsunterschrift leisten? 
Wahlberechtigte, die zum Zeitpunkt der Unterschrift ihren Hauptwohnsitz min. 3 Monate in 
dem jeweiligen Wahlkreis haben. 

Achtung!  Wahlberechtigte können nur einen Vorschlag für dieselbe Wahl unterstützen. 
Außerdem dürfen Unterzeichnende nicht selbst auf dem betreffenden Wahlvorschlag stehen. 
Die Abgabe einer Unterstützungsunterschrift ist unwiderruflich. 

WO kann eine Unterstützungsunterschrift geleistet werden? 
Die Unterstützungsunterschriften können in der Stadtverwaltung Dresden, Arbeitsgruppe 
Wahlvorschläge zu deren allgemeinen Öffnungszeiten (siehe Seite 10) geleistet werden: 

WIEVIEL Unterstützungsunterschriften werden benötigt? 
Die benötigte Anzahl ist abhängig von der Einwohnerzahl. 
In Ortschaften mit  

bis zu 500 Einwohner  sind min. 10 gültige Unterschriften, 
bis zu 2000 Einwohner  sind min. 20 gültige Unterschriften, 

mehr als 2000 Einwohner  sind min. 30 gültige Unterschriften notwendig. 

V Versicherung an Eides statt – Wählbarkeit (Unionsbürger) 
Unionsbürger (m/w/d) (Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Union) 
müssen gegenüber dem Vorsitzenden des Gemeindewahlausschusses (m/w/d) versichern, dass 
er die Wählbarkeit in seinem Herkunftsland nicht verloren hat.  

Ist er nach § 26 des Bundesmeldegesetzes von der Meldepflicht befreit, hat er ebenfalls 
gegenüber dem Vorsitzenden des Gemeindewahlausschusses (m/w/d) zu versichern, seit 
wann er in Dresden seinen Hauptwohnsitz hat. Bei mehreren Wohnungen in der 
Bundesrepublik Deutschland sind die Wohnanschriften anzugeben.  

Vertrauensperson(en): 
In jedem Wahlvorschlag soll gemäß § 6a Abs. 5 Kommunalwahlgesetz (KomWG) eine 
Vertrauensperson und eine stellvertretende Vertrauensperson benannt werden. Fehlt die 
Benennung der Vertrauenspersonen, gilt der erste Unterzeichner (m/w/d) des Wahlvorschlages 
als Vertrauensperson und der zweite Unterzeichner (m/w/d) als stellvertretende 
Vertrauensperson. 
 

Die Vertrauenspersonen sind für den Vorsitzenden des Gemeindewahlausschusses die 
wichtigsten Ansprechpartner bei Rückfragen und Mängeln zum eingereichten Wahlvorschlag. 
Denn nur die Vertrauenspersonen sind, jede für sich, berechtigt, verbindliche Erklärungen zum 
Wahlvorschlag abzugeben und Erklärungen von den Wahlorganen entgegen zu nehmen. 
 

Aufgaben und Rechte der Vertrauenspersonen:  
• Abgabe von verbindlichen Erklärungen zum Wahlvorschlag (z. B. Klarstellung von 

persönlichen Angaben zum Bewerber (m/w/d) wie Berufsangabe)  
• ggf. Beseitigung von Mängeln des Wahlvorschlages nach Aufforderung durch den 

Vorsitzenden des Gemeindewahlausschusses  
• ggf. Rücknahme des Wahlvorschlages  
• Teilnahme an der Sitzung des Gemeindewahlausschusses; Anhörung vor der 

Entscheidung des Gemeindewahlausschusses über die Zulassung oder Zurückweisung 
des Wahlvorschlages  

 

Gegen die Zulassung oder Zurückweisung eines Wahlvorschlages kann jeder Bewerber und 
jeder Unterzeichner eines Wahlvorschlages binnen drei Tagen nach der Bekanntgabe der 
Entscheidung Beschwerde einlegen. 
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Vertreterversammlung: 
Ist eine Versammlung stimmberechtigter Vertreter (m/w/d), die bei einer 
Mitgliederversammlung gewählt worden. Dieses Stimmrecht muss in der Satzung 
festgeschrieben sein. Bei mitgliederstarken Parteien oder Wählervereinigungen würde die hohe 
Anzahl potentieller Teilnehmer (m/w/d) den organisierbaren Rahmen sprengen. Daher wird die 
Mitgliederversammlung für den Regelfall durch eine Vertreterversammlung ersetzt. 

 W Wählbarkeitsbescheinigung: 
Wird ausgestellt für jeden Kandidaten, der antreten möchte. Wählbar ist jede wahlberechtigte 
Person, die seit min. 3 Monaten ihren Aufenthalt im Wahlkreis bzw. im Falle der 
Stadtbezirksbeirats- oder Ortschaftsratswahl im Stadtbezirk bzw. der Ortschaft hat und nicht 
aufgrund gesetzlicher Regelungen die Wählbarkeit verloren hat. Ausstellung durch die 
Bürgerbüros. 

Wählervereinigung: 
Eine Wählervereinigung entsteht oft aus einer Bürgerinitiative heraus. Engagierte Bürgerinnen 
und Bürger schließen sich für eine Wahl zusammen, um ortsgebunden kommunale Interessen 
zu vertreten. Sie erheben dabei keinen Anspruch auf den Status einer politischen Partei.  

- mitgliedschaftlich organisiert (mit Satzung) 
Eine Wählervereinigung ist mitgliedschaftlich organisiert, wenn sie in einer Satzung die für ihre 
Organisation notwendigen Mindestregelungen getroffen hat. Dies sind insbesondere 
Regelungen zum Namen und Sitz, zu den Organen, zum Zweck sowie zum Ein- und Austritt der 
Mitglieder. Sie müssen im Allgemeinen ihre rechtmäßige Gründung beweisen, eine 
ordnungsgemäße Satzung haben und nachweisen, dass ihr Vorstand nach demokratischen 
Grundsätzen bestellt wurde.  

 - nicht mitgliedschaftlich organisiert (ohne Satzung) 
Bei einer nicht mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigung handelt es sich um eine lose 
Gruppierung von Wahlberechtigten ohne feste Organisationsstruktur. Sie muss jedoch aus 
mindestens drei wahlberechtigten Personen bestehen. 

Wahlberechtigung: 
Wahlberechtigt ist jeder EU-Bürger, der das 18. Lebensjahr vollendet hat, seit min. 3 Monaten 
seinen Hauptwohnsitz im Wahlkreis bzw. im Falle von Stadtbezirksbeirats- oder 
Ortschaftsratswahlen  im entsprechenden Stadtbezirk bzw. der Ortschaft hat und nicht 
aufgrund gesetzlicher Regelungen das Wahlrecht verloren hat. 

Wahlrechtsbescheinigung: 
Wird ausgestellt für jeden Unterzeichner (m/w/d) (Wahlvorschlag Anlage 21 zu § 16 Abs. 3 Nr. 
7 KomWO) bei nicht mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigungen. Ausstellung durch 
die AG Wahlvorschläge. 

Z Zustimmungserklärung 
Jeder Bewerber (m/w/d) erklärt die Zustimmung zur Aufnahme in den Wahlvorschlag und dass 
er für dieselbe Wahl nicht in einem anderen Wahlvorschlag aufgestellt ist.  Sie ist 
unwiderruflich. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Vertreterversammlung
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